
             BNK-Information zum GKV-Spargesetz 

Auswirkungen auf kardiologische Praxen und geplantes gemeinsames Vorgehen 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Der Vorstand des BNK hat am Donnerstagabend im Rahmen einer außerordentlichen 
Vorstandssitzung getagt, um die Auswirkungen der aktuell im Kabinettsentwurf aufgeführten 
Gesetzesänderungen zu diskutieren sowie mögliche Gegenmaßnahmen abzustimmen. 

Der Referenten- bzw. Kabinettsentwurf zum GKV-Spargesetz hat in der aktuellen Version 
tiefgriefende Auswirkungen auf unsere tägliche Arbeit und letztlich auf den Fortbestand unserer 
kardiologischen Praxen. 

Kernproblem 
Die ambulante Versorgung soll im kommenden Jahr maßgeblich zur Stabilisierung der GKV-
Finanzen beitragen. Nach KBV-Angaben sind für den ambulanten Bereich Einsparungen in Höhe 
von ca. 2,7 Mrd. Euro im Jahr 2027 vorgesehen; bis 2030 soll sich das Volumen auf rund 5 Mrd. 
Euro erhöhen. 

Die Finanzierung der ambulanten Versorgung soll sich zukünftig an der Einnahmesituation der 
gesetzlichen Krankenkassen orientieren. . Es ist bereits jetzt klar absehbar, dass mit steigenden 
Patientenzahlen und zunehmender Morbidität die Ausgaben der Krankenkassen kontinuierlich 
steigen und damit proprotional die für die ambulante Versorgung zur Verfügung stehenden 
Beträge sinken werden.  

 Was bedeutet das praktisch für die ambulante Versorgung und unsere Praxen? 

1. Deckelung bisher extrabudgetärer Leistungen 

Leistungen, die bislang außerhalb der morbiditätsbedingten Gesamtvergütung vergütet wurden, 
sollen künftig in das budgetierte Gesamtvergütungsvolumen einbezogen werden. Betroffen sind 
u. a. ambulante Operationen, Maßnahmen der Prävention/Früherkennung und weitere bislang 
extrabudgetäre Leistungen. Dies hat langfristig erhebliche Bedeutung und wird sicher zu 
einer für die Patienten schnell und nachteilig zu spürbaren Einschränkungen ambulanter 
fachärztlicher Leistungen führen, wobei hier der erste Adressat des Unmutes der 
Patienten nicht die politischen Entscheidungsinstanzen, sondern die Fachärztin/der 
Facharzt vor Ort als umsetzendes Organ sein wird. 

 

2.Wegfall von TSVG-Zuschlägen 

Zuschläge für eine schnelle Terminvermittlung über Terminservicestellen oder 
Hausarztvermittlung sollen ab 2027 entfallen und der morbiditätsbedingten Gesamtvergütung 
zugeordnet werden. Damit entfällt ein wichtiger Anreiz zur kurzfristigen und zusätzlichen 
Terminbereitstellung. 

3. Orientierungswert und Punktwert unter Sparvorbehalt 

Die Anpassung von Orientierungswert und Punktwert soll stärker an den Grundsatz der 
Beitragssatzstabilität gekoppelt werden. Kostensteigerungen in den Praxen – insbesondere bei 
Personal, Miete, Energie, Medizintechnik, IT, Cybersicherheit und Qualitätssicherung – würden 
dadurch voraussichtlich nicht ausreichend abgebildet. 

 

 

 



4. Gefährdung selektivvertraglicher Versorgung 

Auch Verträge nach § 140a SGB V sollen ausdrücklich dem Grundsatz der Beitragssatzstabilität 
unterworfen werden. Damit geraten erfolgreiche Versorgungsmodelle wie Facharztverträge, 
Vollversorgungsverträge und auch weitere Selektivverträge  aber auch unser BARMER-Vertrag 
zusätzlich unter finanziellen Druck.  

Alle diese Maßnahmen bedeuten enorme finanzielle Belastungen für unsere Praxen! 
Zusätzlich sind für Dezember des weitere „Reformvorschläge“ der Finanzkommission 
angekündigt!  

Deshalb müssen wir gemeinsam aktiv werden!! 

Was planen wir:  

1. - Informationsschreiben an alle Mitglieder 
- FAQ zum Gesetz 
-  Webinare für alle Mitglieder  „Folgen des GKV-Spargesetzes“ 

.2. Patienteninformation in den Praxen 
- Aushänge im Wartezimmer 
- Flyer  z.B „Was bedeutet das Spargesetz für Ihre Versorgung?“ 
- Hinweise auf längere Wartezeiten und Investitionshemmnisse 
- evtl. QR-Code auf BNK-Webseite 

Kernbotschaft: 
„Nicht die Ärzte sparen – die Versorgung wird gekürzt.“ 

3. Aufbau eines Bündnisses 
Mögliche Partner: 
- KBV 
- SpiFa 
- BDI 
- MEDI Baden-Württemberg 
- DGK 
- Patientenorganisationen z.B Herzstiftung  

4. Social-Media Auftritte 

 5. Politische Ansprache 
- Bundestagsabgeordnete 
- Gesundheitsausschuss 
- Landespolitiker 
- Patientenbeauftragte 

 


